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Stellungnahme  

zum Gesetzentwurf der Landesregierung „Achtes Gesetz zur Änderung des Polizei-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen“ (LT-Drs. 18/15921) 

 

A. Gegenstand der Stellungnahme 

Mit Datum vom 30. September 2025 hat die Landesregierung den Entwurf eines „Achten 

Gesetzes zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen“ (LT-Drs. 

18/15921) vorgelegt. Mit Schreiben des Präsidenten des Landtags Nordrhein-Westfalen 

vom 13. Oktober 2025 wurde der Unterzeichner um die Abgabe einer schriftlichen Stel-

lungnahme zum Gesetzentwurf gebeten. Die nachstehenden Ausführungen geben die per-

sönliche Rechtsauffassung des Unterzeichners wieder und beschränken sich auf ausge-

wählte Vorschläge des Gesetzentwurfs – vor allem auf diejenigen, bezüglich derer ver-

fassungsrechtliche, normsystematische oder sonstige inhaltlicche Bedenken bestehen. 

Auf Darlegungen zu weiteren Novellierungsbedarfen im Polizeigesetz des Landes Nord-

rhein-Westfalen wird verzichtet. 

 

B. Rechtliche Würdigung 

I. Allgemeines 

Die Zielsetzungen der Novelle des Polizeigesetzes sind durchweg nachvollziehbar. Die 

Anpassungen waren vor allem durch die vielschichtige neuere Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts zu verschiedenen polizeirechtlichen Einzelfragen geboten. Im 

van.eckert
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Detail ergibt sich jedoch eine Reihe von Einwänden, die vor allem die Konzeption der 

angepassten Normen und Inkonsistenzen bei der konkreten Ausgestaltung betreffen.  

 

II. Neufassung des § 8 Abs. 3 PolG NRW 

§ 8 Abs. 3 PolG NRW-E sieht chlanke“ Legaldefinitionen für die im Polizeigesetz ge-

nutzten Begriffe der Straftaten von erheblicher Bedeutung und der besonders schweeren 

Straftaten vor. Ob der Gesetzgeber hinsichtlich der Formulierung polizeirechtlicher Ein-

griffsschwellen, insbesondere bei der Definition von Gefahrenkategorien, an die betroffe-

nen Rechtsgüter oder aber – mittels entsprechender Kataloge – an konkrete oder „typi-

sierte“ Straftatbestände anknüpft, unterliegt grundsätzlich seiner gesetzgeberischen Ge-

staltungs- und Einschätzungsfreiheit, wenngleich das Verfassungsgericht wesentliche 

Leitlinien hinsichtlich der tatbestandlichen Anforderungen gestellt hat. Die Aufzählung 

konkreter Straftatbeständen aus dem Strafgesetzbuch und aus strafrechtlichen Nebenge-

setzen als Grundlage für Gefahrenbegriffe ist dabei in Rechtsprechung und Schrifttum 

häufiger kritisch gewürdigt worden; Probleme haben sich etwa aufgrund der sog. dyna-

mischen Verweisungen auf den jeweiligen Stand etwa des Strafgesetzbuchs ergeben, u. 

a. weil die Landesgesetzgeber damit die konkrete Ausgestaltung der landesrechtlichen 

Gefahrenbegriffe dem Bundesgesetzgeber überlässt. Zudem hat es sich als Herausforde-

rung erwiesen, die jeweiligen Kataloge in sich schlüssig und widerspruchsfrei zu gestal-

ten,1 die Eingriffsschwellen nicht durch die Aufnahme von Vorbereitungsstraftatbestän-

den in zeitlicher Hinsicht zu weit nach „vorn“ zu verlegen und nur solche Straftatbestände 

aufzunehmen, die (ausschließlich) hinreichend qualifizierte Rechtsgüter schützen sollen. 

Vor diesem Hintergrund erscheinen Straftatenkataloge nicht als durchweg optimale Aus-

gestaltungsvariante, zumal die Rationalitäten des repressiven Strafrechts und des präven-

tiven Polizeirechts zu Brüchen und Widersprüchen führen können. 

Es ist daher zu begrüßen, dass der Gesetzentwurf mit der Neufassung des § 8 Abs. 3 PolG 

NRW zumindest für die Begriffe der Straftaten von erheblicher Bedeutung und der be-

sonders schweren Straftaten von der Formulierung eines Straftatenkatalogs absieht (bei 

den terroristischen Straftaten nach § 8 Abs. 4 PolG NRW soll er erhalten bleiben). Damit 

folgt der Entwurf zwar einem anderen Regelungskonzept als die Strafprozessordnung, 

 
1 Vgl. BVerwG, Vorlagebeschl. v. 31. Mai 2022 – 6 C 2/20, Rn. 34: gesetzgeberisches Konzept 
in § 8 Abs. 3 a. F. PolG NRW nicht ersichtlich. 
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die in § 100b Abs. 2 StPO zur Definition der besonders schweren Straftaten nach wie vor 

einen Straftatenkatalog nutzt. Für das präventive Handlungsfeld ist die vorgeschlagene 

Orientierung am Maß der Höchstfreiheitsstrafe allerdings sachgerecht. 

§ 8 Abs. 3 S. 2 PolG NRW-E definiert dabei besonders schwere Straftaten als solche, „die 

im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren bedroht sind“. Nach der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entspricht dies dem verfassungsrechtli-

chen Erfordernis eines besonders gewichtigen Rechtsguts.2 Besonders schwer sind nach 

inzwischen verfestigter Einschätzung des Gerichts solche, die mit einer Höchststrafe von 

mehr als fünf Jahren bedroht sind.3 Satz 2 entspricht daher den verfassungsrechtlichen 

Anforderungen uneingeschränkt. Dass der Entwurf dadurch eine grundlegende konzepti-

onelle Entscheidung getroffen hat, bezüglich verschiedener tatbestandlicher Varianten 

nicht an die jeweils gefährdeten Rechtsgüter, sondern (unter nicht immer konsequent er-

scheinender „Vermischung“ repressiver und präventiver Systemerwägungen) an qualifi-

zierte Straftatenformen anzuknüpfen, ist nicht grundsätzlich zu beanstanden. 

Eine differenziertere Betrachtung ist dagegen hinsichtlich des Satzes 1 vorzunehmen. 

Dieser definiert die Straftaten von erheblicher Bedeutung als solche, die „im Höchstmaß 

mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren bedroht sind“. Anders als zu den beson-

ders schweren Straftaten fehlt es – soweit ersichtlich – an einer entsprechenden Begriffs-

bestimmung seitens des Bundesverfassungsgerichts. Hier wie dort an ein (unterschiedli-

ches und „gestaffeltes“) Höchstmaß abzustellen, erscheint mit Blick auf die verfassungs-

gerichtliche Judikatur bedenklich. Denn das Gericht hat ausgeführt, dass Straftaten, die 

im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe unter fünf Jahren bedroht sind, nicht ohne Weiteres 

dem Bereich der Straftaten von erheblicher Bedeutung zugerechnet werden können.4 

Eine Straftat von erheblicher Bedeutung liegt nach ständiger Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts vielmehr dann vor,  

 
2 BVerfG, Beschl. v. 9. Dezember 2022 – 1 BvR 1345/21, Rn. 179. 
3 BVerfG, Beschl. v. 9. Dezember 2022 – 1 BvR 1345/21, Rn. 179; Urt. v. 3. März 2004 – 1 BvR 
2378/98, 1 BvR 1084/99, Rn. 248: in Bezug auf Art. 13 Abs. 3 GG nur, wenn der Gesetzgeber 
die Straftat „jedenfalls mit einer höheren Höchststrafe als fünf Jahre Freiheitsstrafe bewehrt hat“. 
4 BVerfG, Nichtannahmebeschluss v. 21. Juli 2025 – 1 BvR 398/24, Rn. 23; Beschl. v. 16. Juni 
2009 – 2 BvR 902/06, Rn. 73. 
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„wenn sie mindestens der mittleren Kriminalität zuzurechnen ist, den Rechtsfrie-

den empfindlich stört und geeignet ist, das Gefühl der Rechtssicherheit der Bevöl-

kerung erheblich zu beeinträchtigen“.5 

Bei der Bewertung der (begangenen) Straftat können als Anhaltspunkte die Tatausfüh-

rung, das verletzte Rechtsgut, die Schwere des eingetretenen Schadens sowie die vom 

Straftatbestand vorgesehene Strafandrohung herangezogen werden.  

Diese differenzierten Erwägungen führen zu erheblichen verfassungsrechtlichen Beden-

ken, den Begriff der Straftat von erheblicher Bedeutung (allein) am Höchstmaß der an-

gedrohten Freiheitsstrafe zu orientieren. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen drei Jahre 

suggerieren, dass es sich bei den erheblichen und den besonders schweren Straftaten um 

hinsichtlich ihres Schweregrades „gestufte“ Straftatenkategorien handelt; dies ist in die-

ser Pauschalität indes nicht der Fall.  

Hingewiesen werden kann in diesem Kontext auch auf § 25 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 AufenthG 

und seine Auslegung: Bei einer Straftat von erheblicher Bedeutung im Sinne dieser Norm 

muss es sich um ein Kapitalverbrechen oder eine sonstige Straftat handeln, die in den 

meisten Rechtsordnungen als besonders schwerwiegend qualifiziert und entsprechend 

strafrechtlich verfolgt ist.6 Wenngleich es sich um einen anderen Regelungszusammen-

hang handelt, zeigt dieses Begriffsverständnis doch, dass an das Vorliegen einer Straftat 

von erheblicher Bedeutung durchaus hohe Anforderungen zu stellen sind. 

Wie sich aus der Begründung des Gesetzentwurfs ergibt, führt die Neufassung des § 8 

Abs. 3 S. PolG NRW zu einer Ausweitung der Straftaten von erheblicher Bedeutung.7 

Mit den verfassungsgerichtlich formulierten Vorgaben ist dies nur schwerlich in Einklang 

zu bringen, wenngleich diese Ausweitung die Handlungsoptionen der Polizei erweitert 

und aus Praxisperspektive vorteilhaft erscheint. Soweit ersichtlich, wäre eine Definition 

wie die im Entwurf vorgeschlagene ein Novum; auch im Schrifttum wird sie – soweit 

ersichtlich – nicht explizit vertreten. Es bestehen erhebliche Zweifel, ob eine Höchstmaß-

Lösung zur Bestimmung einer Straftat von erheblicher Bedeutung ohne weitere konkre-

tisierende Eingrenzungen einer verfassungsgerichtlichen Überprüfung Stand hielte. 

 
5 BVerfG, Beschl. v. 16. Juni 2009 – 1 BvR 902/06, Rn. 73; Urt. v. 3. März 2004 – 1 BvR 2378/98, 
1 BvR 1084/99, Rn. 237.  
6 Vgl. BVerwG, Urt. v. 25. März 2015 – 1 C 16.14, Rn. 27; Urt. v. 4. September 2012 – 10 C 
13.11, Rn. 20. 
7 LT- Drs. 18/15921, S. 33. 
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Im Ergebnis ist zu empfehlen, die Formulierung § 8 Abs. 3 S. 1 PolG NRW-E zu über-

denken und durch die o. g. Definition aus der Rechtsprechung zu ersetzen. Sicherlich mag 

eine formale Anknüpfung an das Höchstmaß der Strafandrohung praktikabler sein als die 

Anwendung unbestimmter Rechtsbegriffe wie „mittlere Kriminalität“, „Rechtsfrieden“ 

und „Gefühl der Rechtssicherheit“; die drei Jahre/fünf Jahre-Staffelung des Entwurfs 

überzeugt aufgrund der genannten Gründen allerdings nicht. 

 

III. Neufassung des § 16 PolG NRW 

Die umfangreiche Vorschrift des § 16 PolG NRW-E trägt den verfassungsgerichtlichen 

Direktiven hinsichtlich des Kernbereichsschutzes Rechnung, namentlich den notwendi-

gen Differenzierungen zwischen der Erhebungs- und der Auswertungsebene sowie zwi-

schen der ermittlungs- und informations-/kommunikationstechnischen Ebene.  

Aus Sicht des Unterzeichners ist es dabei sachgerecht, die Regelung „vor die Klammer“ 

der besonderen Datenerhebungsbefugnisse in §§ 17 ff. PolG NRW zu ziehen, wenngleich 

sich bei den verschiedenen Informationsgewinnungsmaßnahmen durchaus unterschiedli-

che Anforderungen an den jeweiligen Kernbereichsschutz ergeben. Diesen befugnisspe-

zifischen Voraussetzungen tragen namentlich die Verfahrensregelungen in § 16 Abs. 3 

PolG NRW-E Rechnung. Ob man solche Bestimmungen, die nur einzelne Instrumente 

betreffen, in die allgemeine Norm des § 16 PolG NRW aufnimmt oder in die jeweilige 

Befugnisnorm integriert, ist letztlich „Geschmackssache“. 

Inhaltlich ist die Entwurfsfassung überzeugend. Zu begrüßen ist die Präzisierung der 

Grundregel in Abs. 1 S. 1 („nach ihrem Inhalt oder nach den Umständen ihrer Erhe-

bung“). Die differenzierte Bestimmung in Absatz 2 ist ebenfalls nachvollziehbar. Dass 

sich die Konstruktion aus Unterbrechung und Fortsetzung der Datenerhebung wenig pra-

xisnah darstellt, weil den handelnden Akteuren meist der Zeitpunkt unbekannt bleiben 

dürfte, ab dem sie die Informationsgewinnung fortsetzen dürfen, ohne weitere kernbe-

reichsrelevante Daten wahrzunehmen, ist ein Grundproblem des verfassungsgerichtli-

chen Verständnisses des Kernbereichsschutzes, das auch vom nordrhein-westfälischen 

Gesetzgeber nicht gelöst werden kann. Die Möglichkeit, von der Unterbrechung der Er-

hebung bei einer erheblichen Gefahr für bedeutsame Rechtsgüter der mit der Datenerhe-

bung betrauten Person bzw. der Vereitelung bzw. wesentlichen Erschwerung ihres wei-

teren Einsatzes oder ihrer künftigen Verwendung abzusehen, entspricht der neueren 
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Judikatur des Bundesverfassungsgerichts zum Kernbereichsschutz beim Einsatz verdeck-

ter Ermittler.8 

Nicht angesprochen ist in der Norm die Problematik, dass sich namentlich beim Einsatz 

verdeckter Ermittler eine Verletzung des Kernbereichs bereits aus dem Aufbau einer per-

sönlichen Vertrauensbeziehung und deren Ausnutzung unter Täuschung ergeben kann.9 

Allerdings stellt sich ohnehin die Frage, wie diese verfassungsgerichtliche Erkenntnis 

normativ umgesetzt werden sollte. In § 47 Abs. 2 S. 4 des Bremischen Polizeigesetzes ist 

normiert: „Eine verdeckt ermittelnde Person darf unter der Legende keine sexuellen 

Handlungen vornehmen oder an sich vornehmen lassen und keine Liebesverhältnisse ein-

gehen“. Auf eine vergleichbare Bestimmung, die als „Fremdkörper“ innerhalb des Poli-

zeirechts erschiene, verzichtet der vorliegende Entwurf richtigerweise. 

 

IV. Anpassungen bei speziellen Eingriffsbefugnissen 

Die nachfolgenden Erwägungen betreffen mehrere Normen des Entwurfs und werden da-

her hier zusammengefasst. 

 

1. Erweiterung der geschützten Rechtsgüter 

In der jeweiligen Nummer 1 des § 16a Abs. 1, § 17 Abs. 1 und § 19 Abs. 1 PolG NRW-

E soll der Kreis der geschützten Rechtsgüter jeweils um den Bestand oder die Sicherheit 

des Bundes oder eines Landes ergänzt werden. Dies entspricht der Judikatur des Bundes-

verfassungsgerichts zur Kategorie der besonders gewichtigen Rechtsgüter, zu denen vor 

allem Leib, Leben und Freiheit der Person sowie Bestand oder Sicherheit des Bundes 

oder eines Landes gehören.10 Die Ergänzung ist damit sinnvoll, trägt den aktuellen Be-

drohungslagen Rechnung und angesichts der expliziten Ausführungen des Bundesverfas-

sungsgerichts auch (verfassungs-)rechtlich nicht zu beanstanden; sie deckt sich überdies 

mit entsprechenden Bestimmungen in anderen Landespolizeigesetzen. 

 

 
8 BVerfG, Beschl. v. 9. Dezember 2022 – 1 BvR 1345/21, Rn. 114. 
9 BVerfG, Beschl. v. 9. Dezember 2022 – 1 BvR 1345/21, Rn. 103 ff. 
10 BVerfG, Urt. v. 16. Februar 2023 – 1 BvR 1547/19, Rn. 105 m.w.N. 
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2. Anpassung der Eingriffsschwellen 

Weniger überzeugend ist demgegenüber die Anpassung der Eingriffsschwellen. In der 

jeweiligen Nummer 2 des § 16a Abs. 1, § 17 Abs. 1 und § 19 Abs. 1 PolG NRW-E soll 

künftig zwischen Buchstabe a) und Buchstabe b) unterschieden werden. Die dort nieder-

gelegten Eingriffsschwellen sollen offenbar den vom Bundesverfassungsgericht in stän-

diger Rechtsprechung11 vorgegebenen Fallgruppen für die sog. hinreichend konkretisierte 

Gefahr (missverständlich oftmals auch: drohende Gefahr) entsprechen. Dies ist auch wei-

testgehend konsequent durchgeführt. 

Nach Buchstabe a) sollen Informationen erhoben werden dürfen über Personen, 

„soweit bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Personen in 

absehbarer Zeit eine bereits ihrer Art nach konkretisierte Straftat von erheblicher 

Bedeutung, die die nach ihrem Tatbestand geschützten Rechtsgüter unmittelbar 

beeinträchtigt, begehen werden“. 

Buchstabe b) sieht zusätzlich vor, dass Daten auch über Personen erhoben werden dürfen, 

„deren individuelles Verhalten die Begehung einer terroristischen Straftat in über-

schaubarer Zukunft wahrscheinlich macht, sowie über deren Kontakt- oder Be-

gleitpersonen, wenn die Datenerhebung zur vorbeugenden Bekämpfung von die-

ser Straftaten erforderlich ist.“ 

Dass Buchstabe b) allein an terroristische Straftaten nach § 8 Abs. 4 PolG NRW anknüpft, 

entspricht der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.12 Bei diesen Straftaten 

tritt die Orientierung an einem individuellen Verhalten (Buchstabe b)) neben die Variante 

einer bereits ihrer Art nach hinreichend konkretisierten Straftat (Buchstabe a)). Hinsicht-

lich der Einbeziehung der Kontakt- und Begleitpersonen sind die Ergänzungen der jewei-

ligen Definitionen in Satz 3 und Satz 4 durch die Forderung tatsächlicher Anhaltspunkte 

dafür, dass die Personen mit der Gefahrenlage in Zusammenhang stehen, eine sachgerecht 

erscheinende Umsetzung der verfassungsgerichtlichen Vorgaben. 

Das Erfordernis der unmittelbaren Beeinträchtigung schließt in sinnvoller Weise Vorbe-

reitungshandlungen aus, ohne den durchaus „vorverlagernden“ Charakter des Konzepts 

der hinreichend konkretisierten Gefahr auszuhebeln.  

 
11 Vgl. etwa BVerfG, Urt. v. 20. April 2016 – 1 BvR 966/09, Rn. 112. 
12 BVerfG, Urt. v. 20. April 2016 – 1 BvR 966/09, Rn. 112. 
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Zu fragen ist aber, weshalb im jeweiligen Buchstaben a) ausschließlich auf Straftaten von 

erheblicher Bedeutung abgestellt wird. Aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-

gerichts ergibt sich die Notwendigkeit einer solchen Beschränkung nicht; dort wird im 

Wesentlichen auf bestimmte Schutzgüter abgestellt. Die Tatbestandsvariante des Buch-

stabe a) sollte aber auch dann zum Tragen kommen (können), wenn es sich um eine ter-

roristische Straftat handelt; nicht alle terroristischen Straftaten i.S.v. § 8 Abs. 4 PolG 

NRW sind zugleich Straftaten von erheblicher Bedeutung (und zwar weder bei der nach 

§ 8 Abs. 3 PolG NRW-E vorgesehenen Definitionen noch nach der gängigen Begriffsbe-

stimmung für die Straftaten von erheblicher Bedeutung). 

Es sollte daher jeweils wie folgt formuliert werden: 

„eine bereits ihrer Art nach konkretisierte terroristische Straftat oder Straftat von 

erheblicher Bedeutung, die die nach ihrem Tatbestand geschützten Rechtsgüter 

unmittelbar beeinträchtigt, begehen werden“. 

 

V. Ausweitung des Anwendungsbereichs des § 17 PolG NRW 

Dass in § 17 Abs 1 S. 1 PolG NRW-E vorgesehen ist, auch sonstige für Observations-

zwecke bestimmte technische Mittel außerhalb von Wohnungen einsetzen zu können, 

trägt der (bisherigen und auch künftig zu erwartenden) technischen Weiterentwicklung 

der Einsatzmittel Rechnung und schließt in Bezug auf Mittel der Ortung etwa durch Glo-

bale Positionsbestimmungssysteme eine Regelungslücke.  

Die vorgesehenen Änderungen präzisieren die Ermächtigungsnorm; die Ausweitung ist 

verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, zumal speziellerer Regelungen zum Einsatz 

technischer Mittel namentlich mit größerer Eingriffsintensität vorrangig bleiben. 

 

VI. Neufassung des § 20 PolG NRW 

§ 20 Abs. 1 PolG NRW-E weicht etwas von der ansonsten gleichförmigen Neugestaltung 

der zuvor unter IV. dargestellten Eingriffsbefugnisse ab. Die Erweiterung der geschützten 

Rechtsgüter um den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes (Nr. 1) ist 

wiederum sachgerecht. Bei Nr. 2 Buchstabe a) wird in Umsetzung der verfassungsge-

richtlichen Judikatur an eine bereits ihrer Art nach konkretisierte besonders schwere 

Straftat angeknüpft, die die nach ihrem Tatbestand geschützten Rechtsgüter unmittelbar 
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beeinträchtigt. Auch hier sollten aus den oben dargestellten Gründen die terroristischen 

Straftaten ergänzt werden. 

 

VII. Neufassung des § 20a PolG NRW 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 20a Abs. 1 PolG NRW-E zur Abfrage von Tele-

kommunikations- und Telemediendaten erscheint sachgerecht. Offenbar übersehen 

wurde allerdings, dass die Normverweise in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 aufgrund der Umbenennung 

des TDDDG präzisiert werden müssen. Vorgeschlagen wird hier folgende Fassung: 

„Bestandsdaten im Sinne der § 3 Nummer 6, § 172 des Telekommunikationsge-

setzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858) in der jeweils geltenden Fassung und 

§ 2 Absatz 2 Nummer 2 des Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-

Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1982) in der jeweils geltenden Fassung; 

die Auskunft darf auch anhand einer zu bestimmten Zeitpunkten zugewiesenen 

Internetprotokoll-Adresse verlangt werden (§ 174 Absatz 1 Satz 2 des Telekom-

munikationsgesetzes, § 22 Absatz 1 Satz 3 des Telekommunikation-Digitale-

Dienste-Datenschutz-Gesetzes),“. 

Die Neuregelung der tatbestandlichen Varianten ist zu begrüßen – dies gilt insbesondere 

für die Angleichung der Anforderungen an § 20c PolG NRW durch Abs. 1 S. 2 Nr. 1. 

Auch die Ausnahme bezüglich des Richtervorbehalts in Absatz 3 für die Fälle der beab-

sichtigten Ermittlung des Aufenthaltsortes einer vermissten, suizidgefährdeten oder hilf-

losen Personen (Behördenleitervorbehalt) ist sinnvoll; ein Richtervorbehalt ist für diese 

in der Praxis äußerst bedeutsame Variante verfassungsrechtlich nicht geboten und ange-

sichts ihrer Zielrichtung (und wohl auch mit Blick auf die Häufigkeit ihrer Nutzung) auch 

nicht opportun. 

 

VIII. Neuregelung der Weiterverarbeitung personenbezogener Daten nach § 23 

Abs. 6 PolG NRW 

§ 23 Abs. 6 PolG NRW enthält in der geltenden Fassung eine Ermächtigungsgrundlage 

für die automatisierte Zusammenführung und Analyse personenbezogener Daten. Die tat-

bestandlichen Anforderungen sind im Gesetzentwurf neu formuliert; die entsprechenden 

Regelungen in Satz 2 Nr. 1 entsprechend nach Einschätzung des Unterzeichners den 
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Anforderungen, die das Bundesverfassungsgericht namentlich in seiner „HessenData“-

Entscheidung herausgestellt hat.  

Der dem Entwurf zufolge neu zu schaffende Absatz 6a enthält verschiedene Regelungen, 

zunächst zur Speicherdauer (Satz 1). In Satz 2 finden sich dann allerdings zusätzliche 

Gestattungen, Anforderungen und Einschränkungen (etwa hinsichtlich der Einbeziehung 

von Informationen, die aus besonders eingriffsintensiven Maßnahmen gewonnen wur-

den) hinsichtlich der Datenanalyse nach Abs. 6 S. 2, die zwar in der Sache ebenfalls mit 

den verfassungsgerichtlichen Direktiven kongruent erscheinen, normsystematisch aber 

besser in Absatz 6 selbst aufgehoben wären.  

Die materiellen Vorgaben an die Maßnahme in Abs. 6a S. 2, 3 und 4 sollten in Absatz 6 

zusammengeführt werden. Die speziellen Verfahrensvorgaben bezüglich des Einsatzes 

selbstständig arbeitender oder selbstlernender Systeme (S. 5 und 6) sowie die weiteren 

Sätze des Absatzes können mit der Regelung zum Speicherdauer in Satz 1 in Absatz 6a 

verbleiben. 

 

IX. Schaffung eines neuen § 24b PolG NRW 

Dass der Entwurf mit § 24b PolG NRW-E eine weitere Weiterarbeitungsvariante zu IT-

Entwicklungszwecken vorsieht, korrespondiert mit weiteren vorgesehenen Änderungen. 

Eine Weiterarbeitung zu diesen Zwecken begegnet zwar keinen grundsätzlichen verfas-

sungsrechtlichen oder unionsrechtlichen Bedenken. Es geht in der Norm um den Test von 

IT-Produkten durch „Echtdaten“; hinsichtlich des ebenfalls vorgesehenen „Trainierens“ 

solcher Produkte bestehen aber erhöhte datenschutzrechtliche Risiken. Dass der Entwurf 

als materielle Anforderungen allein eine Erforderlichkeit vorsieht und diese schon dann 

als gegeben betrachtet („insbesondere“), wenn eine Anonymisierung oder Pseudonymi-

sierung der Daten nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist (Nr. 2), 

ist mit Blick auf die Nutzung personenbezogener Daten z. B. zur „Schulung“ selbstler-

nender Systeme (vgl. § 23a Abs. 6a S. 5 PolG NRW) eine zumindest sehr niedrig ange-

setzte Schwelle.  

Es bietet sich an, innerhalb der Norm nochmals nach Verarbeitungsarten zu differenzie-

ren und bezüglich des „Trainierens“ (bei dem aufgrund der auch technischen „Intranspa-

renz“ der Vorgänge eine künftige Weiternutzung der eingespeisten Daten auch zu ande-

ren Zwecken nur schwerlich ausgeschlossen werden kann) striktere Anforderungen zu 
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normieren. Insoweit ist auch die Pflicht zur Sicherstellung, dass diskriminierende Algo-

rithmen weder verwendet noch herausgebildet werden, und dass das verwendete Verfah-

ren, soweit technisch möglich, nachvollziehbar ist, umzuformulieren: Die Nachvollzieh-

barkeit des verwendeten Verfahrens muss jedenfalls für die Polizei uneingeschränkt be-

stehen; sie unter einen Vorbehalt der technischen Möglichkeit zu stellen, ist verfehlt. Dies 

gilt vor allem deshalb, weil die Verpflichtung zur Verhinderung diskriminierender Algo-

rithmen ohne diesen Vorbehalt besteht und sie nur sachgerecht erfüllt werden kann, wenn 

die Funktionsweise des Systems uneingeschränkt nachzuvollziehen ist. 

 

X. Erweiterung der Maßnahmendauer in § 34a PolG NRW 

Die polizeiliche Maßnahme der Wohnungsverweisung und des Rückkehrverbots dauert 

nach der geltenden Fassung des § 34a Abs. 5 PolG NRW bis zu zehn Tagen. Stellt die 

gefährdete Person während der Geltungsdauer einen Antrag auf zivilrechtlichen Schutz 

mit dem Ziel des Erlasses einer einstweiligen Anordnung, enden die Maßnahmen mit dem 

Tag der gerichtlichen Entscheidung, spätestens jedoch mit Ablauf des zehnten Tages nach 

Ende der nach Satz 1 verfügten Maßnahmen. Damit beträgt die Dauer der Maßnahmen 

de lege lata höchstens 20 Tage – bis zu 10 Tagen mit Verlängerung um bis zu 10 Tage, 

sofern ein entsprechender Antrag nach dem Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Ge-

walttaten und Nachstellungen (Gewaltschutzgesetz) gestellt wird. 

Beide 10-Tages-Fristen sollen im Gesetzentwurf auf 14 Tage ausgeweitet werden. Die 

Gesetzesbegründung führt dazu aus, dass die 10-Tages-Fristen nicht immer als ausrei-

chend erschienen, um in der Praxis einen wirksamen Schutz von Opfern häuslicher Ge-

walt zu gewährleisten.13  

Dem Gesetzgeber kommt ein weiter Gestaltungs- und Einschätzungsspielraum zu. Vor 

diesem Hintergrund ist die vorgesehene Ausweitung nicht grundsätzlich zu beanstanden, 

bedarf aber nach Einschätzung des Unterzeichners eines höheren Begründungsaufwands. 

Sie ist von der Intention getragen, den von häuslicher Gewalt Betroffenen einen möglichst 

wirksamen Schutz zukommen zu lassen. Weshalb in der Praxis die zweimal 10 Tage nicht 

ausreichen sollen, die zweimal 14 Tage aber schon, erschließt sich aus der Begründung 

indes nicht recht. Wenn man vor allem die Schutzperspektive einnimmt, ist sicherlich zu 

 
13 LT-Drs. 18/15921, S. 42. 
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berücksichtigen, dass Betroffene aufgrund teilweise erheblichen Gewalttaten (die Maß-

nahmen nach § 34a Abs. 1 PolG NRW setzen nach der Rechtsprechung voraus, dass es 

bereits zu Übergriffen gekommen ist, und kommen nur bei einer gegenwärtigen Gefahr 

in Betracht) in erheblicher Weise belastet sind und aufgrund von Traumatisierungen etc. 

eine gewisse Zeit benötigen, den erforderlichen Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen. 

Zu beachten ist allerdings ebenso, dass Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot für 

den Adressaten eine erhebliche Belastung des Grundrechts aus Art. 13 Abs. 1 GG dar-

stellen; auch der Täter einer häuslichen Gewalt ist unabhängig von seinem höchst ver-

werflichen Verhalten nicht rechtlos gestellt. Dementsprechend sind Wohnungsverwei-

sung und Rückkehrverbot normativ als kurzzeitig wirkendes Mittel der Kriseninterven-

tion ausgestaltet.  

Vor diesem Hintergrund erscheint es zweifelhaft, ob die „Verlängerung“ beider Fristen 

den Anforderungen des verfassungsrechtlich im Rechtsstaatsprinzip wurzelnden Verhält-

nismäßigkeitsgrundsatzes genügt. Der Gesetzgeber sollte überprüfen (und in der Geset-

zesbegründung plausibel belegen), weshalb die bisherigen zweimal 10 Tage zur Errei-

chung des Zwecks der Maßnahmen nach belastbaren Erkenntnissen nicht (mehr) ausrei-

chen. Dazu könnten entsprechende Studien oder andere empirische Feststellungen heran-

gezogen werden. 

 

Münster, den 20. Oktober 2025 

(Univ.-Prof. Dr. Dr. Markus Thiel) 

 


